Verhandlungsschrift

Nr. 4/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Freitag, den 13.09.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand 


    Schwaiger 


  Wolfgang  

8. Gemeinderat
Mayer
Helmut

9. Gemeinderat
Staffl
Michaela

10. Gemeinderat
Altmann
Anna

11. Gemeinderat
Voggenberger
Franz

12. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


13. Gemeinderat



    Standl 



  Franz 

14. Gemeinderat



    Schober



  Johann 

15. Gemeinderat                             Brandstötter 

         Alois 

16. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

17. Gemeinderat
Sutter
Anna Maria

18. Gemeinderat



    Linnerth 



  Hans Dieter 

19. Gemeinderat
Fuchs
Walter

20. GREM
Mayer
Johann (f. Hellermann Norbert)

21. GREM
Weinberger
Herbert (f. Klinger Martin)

22. GREM
Erhart
Michaela (f. GR Reitsamer Robert)

23. GREM
Hager 
Klaus (f. GR Puscher Stefan)


24. GREM
Hettegger 
Rupert (f. GR Bauer Franz )

25. GREM 
DI Thür
Albert (f. GR Winkelmeier Johann)


Es  fehlen:

Hellermann Norbert (entschuldigt) – dafür Mayer Johann 

Klinger Martin (entschuldigt) – dafür Weinberger Herbert 

Reitsamer Robert (entschuldigt) – dafür Erhart Michaela 

Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür Hager Klaus

Bauer Franz (entschuldigt) - dafür Hettegger Rupert

Winkelmeier Johann (entschuldigt) – dafür DI Thür Albert

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 31.08.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 3 vom 24.06.2004 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Weichenberger Johann

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM angelobt:

-x-

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Grundsatzbeschluss FF Friedburg für das Bauvorhaben der Sanierung und des Zubaues

2. Grundstücke Kindergarten Schneegattern – Auflassung öffentliches Gut  

3. Änderung Finanzierungsplan TLF Lengau 

4. Sanierung Volks- und Hauptschule Friedburg – 3. Etappe – 3. Bauabschnitt (Wärmedämmung) – Änderung des Finanzierungsplanes

5. Grundsatzbeschluss für die Anlage des Löschwasserbehälters in Igelsberg – Genehmigung des Dienstbarkeitsvertrages 

6. Beschluss des Bauprogramms für Ortschaftswege und Gemeindestraßen 2005 bis 2007 – Genehmigung des Finanzierungsplanes.











(Gem-612-1)

7. Wassergenossenschaft Friedburg – Ansuchen um Zuschuss für Leitungserweiterung und Elektrosteuerung

8. Beschluss einer Vereinbarung über die Durchführung der Schneeräumung durch Maschinenring Service 

9. Grundsatzbeschluss für Familienfreundliche Gemeinde

10. Auftragserteilung für Projektbegleitung „Familienfreundliche Gemeinde“ durch die SPES-Familienakademie

11. Beschluss des Konzeptes Betreubares Wohnen 

12. Raumordnungsangelegenheiten 

13. Mietvertrag - Fa. InnLine für die Nutzung eines Raumes im Nebengebäudes der Volksschule Schneegattern 

14. Festlegung der Finanzierung des Neubaues der Feuerwehrzeugstätte Lengau

15. Änderung der Müllabfuhrgebührenordnung

16. Kassenprüfung vom 15.07.2004 – Kenntnisnahme des Berichtes des Prüfungsausschusses 
























(Gem-014-0) 
17. Allfälliges

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Grundsatzbeschluss FF Friedburg für das Bauvorhaben der Sanierung und des Zubaues

Der BM informiert, dass die FF Friedburg mit Schreiben vom 28.11.2003 um eine Kostenübernahme für den Zubau und die Sanierung der Feuerwehrzeugstätte ersucht hat. Die Gesamtkosten laut Angeboten belaufen sich auf € 220.301,10. Der erwünschte Gemeindeanteil beläuft sich auf                  € 128.733,41. Die Baubewilligung für diese Maßnahmen wurde bereits mit ha. Bescheid vom 28.07.2003 erteilt. 

Ein Raumerfordernisprogramm des LFK Oberösterreich liegt bereits vor und wurde dieses an die Abteilung Gemeinden beim Amt der o.ö. Landesregierung am 06.09.2004 vorgelegt. 

Der BM verweist auf den Besuch von Ing. Affenzeller, LFK OÖ,  im Frühjahr 2004 und er hat diese Thematik bei der Vorsprache bei LR Ackerl am 1.9.2004 thematisiert. Laut LR Ackerl ist ein Grundsatzbeschluss zu fassen und das Projekt zur Kostendämpfung einzureichen. Die Gewährung von BZ-Mittel ist erst ab 2011 möglich. Bezüglich einer von der FF angesprochenen Übernahme einer Bürgschaft schlägt LR Ackerl vor diese im GR zu beschließen, bei der Bank jedoch nicht zu unterfertigen. 

GR Franz Voggenberger weist darauf hin, dass der Hauptteil der Baumaßnahme eine Sanierung darstellt. Insbesondere sind dies fehlende Isolierung, undichtes Dach, Reparatur der san. Anlagen und die fehlende Heizung. Der Großteil der Baumaßnahmen werden in Eigenregie durchgeführt. Der Hauptteil der Kosten für die Gemeinde beläuft sich daher auf Materialkosten. Er ersucht um Zustimmung da ansonsten die Schäden an der Zeugstätte größer werden. 

GR Thomas Ofenböck erkundigt sich wann das Ansuchen um BZ erfolgt?

Der BM sagt zu, dass das Ansuchen noch heuer gestellt werden soll. 

Der BM stellt den 

A n t r a g 

die Sanierung und den Zubau bei der FF Zeugstätte Friedburg zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Grundstücke Kindergarten Schneegattern – Auflassung Öffentliches Gut

Der BM weist darauf hin, dass für das Grundstück 853/46 eine Verbindungsstraße zwischen den Grundstücken 853/47 und 853/48 in das öffentliche Gut (Straßen und Wege) übertragen wurde. Diese drei Grundstücke befinden sich alle im Eigentum der Gemeinde Lengau und sollen für die 
Errichtung des neuen Kindergarten in Schneegattern verwendet werden. Über diese Aufschließungsstraße werden keine weiteren Grundstücke erschlossen und es bestehen daher keine Gründe gegen die Auflassung dieses Straßenstückes und Übernahme in das Gemeindevermögen. 

Der BM stellt den 

A n t r a g 

die Teilfläche 1 laut Vermessungsurkunde DI Prechtl (ANLAGE 4), als öffentliches Gut aufzulassen und dem Gemeindevermögen zuzuschlagen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25  Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

3. Änderung Finanzierungsplan TLF Lengau 

Der BM ruft in Erinnerung, dass in der Sitzung des GR am 24.06.2004, TOP 2a, der Finanzierungsplan für den Ankauf des TLF A 2000 wie folgt beschlossen wurde:  

	
	2004
	2005
	Gesamt

	Gemeinde Lengau o.H. 
	51.000.—


	30.000.—


	81.000.—



	BZ-Mittel 
	0.—


	100.000.—
	100.000.—

	Landeszuschuss
	0.—
	9.000.—
	9.000.--

	LFK
	37.500.—
	37.500.—
	75.000.—

	
	88.500.—
	176.500.—
	265.000.—


Laut Schreiben des Amtes der o.ö. Landesregierung vom 15.07.2004, Zl. Gem-311021/329-2004-Rei/Pl, ist der Finanzierungsplan wie folgt zu beschließen: 

	
	2004
	2005
	Gesamt

	Gemeinde Lengau o.H. 
	42.248.—


	0.—


	42.248.—



	BZ-Mittel 
	0.—


	100.000.—
	100.000.—

	Landeszuschuss (LFK)
	75.000.—
	(
	75.000.—



	
	117.278.—
	100.000.—
	217.248.—


Der BM führt aus, dass die von der Abteilung Gemeinden anerkannten Kosten von € 217.248.—laut Ing. Affenzeller aus den Kosten für das Fahrgestell und den Aufbau in der minimalsten Ausführung entstanden sind. Im Zuge der Kostendämpfung werden durch das Land nur diese Kosten anerkannt. 

GR Franz Voggenberger weist darauf hin, dass dies auch bereits früheren Anschaffungen so gehandhabt wurde. Durch den zuständigen Referenten wurde als Kompensation bei anderen Projekten eine zusätzliche Förderung gewährt. 

Der BM erläutert, dass die FF Pöndorf gewährte Förderung in Höhe von € 105.000.—daraus resultieren, dass zusätzlich € 5.000.—für eine andere Feuerwehr in diesem Rahmen gewährt wurde. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Finanzierungsplan in der o.a. Form zu beschließen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Änderung Finanzierungsplan VS/HS-Friedburg 

Der BM ruft in Erinnerung, dass in der Sitzung des GR am 04.03.2004, TOP 12, der Finanzierungsplan für diese Maßnahme in der Form beschlossen wurde, dass die erforderlichen Mittel in Höhe von € 283.453.— für die Sanierung der Volks- und Hauptschule Friedburg – 3. Bauabschnitt (Wärmedämmung) aus Mitteln des ordentlichen Haushaltes aufgebracht werden müssen. Laut Schreiben des Amtes der o.ö. Landesregierung vom 25.06.2004, Zl. Gem311021/328-2004-Rei-Pl, ist der Finanzierungsplan in der Form zu beschließen, dass der Anteilsbetrag o.H. € 268.104.—beträgt. 

Die Kostenschätzungen durch DI Otte/Ing. Moser belaufen sich auf € 283.453.—. Im Zuge der Kostendämpfung wurden € 268.104.—anerkannt. Die Gewährung von BZ-Mittel ist erst 2006/2007 zu erwarten. 

GREM DI Thür erkundigt sich was die vorigen Bauabschnitte waren. Der BM erläutert, dass dies die Fenster an der Westseite waren. Er weist darauf hin, dass weitere Sanierungen durchzuführen sind. Im nächsten Jahr soll der Mitteltrakt saniert werden. Im Folgejahr ist die Hauptschule und die Turnhalle vorgesehen. Die Gesamtsumme für die Sanierung der Volks- und Hauptschule beläuft sich auf ca. €  585 000.—

Nachdem keine Wortmeldungen mehr erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g 

den Finanzierungsplan in der Form zu beschließen, dass der Anteilsbetrag o.H. € 268.104.—beträgt. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Grundsatzbeschluss für die Anlage des Löschwasserbehälters in Igelsberg – Genehmigung des Dienstbarkeitsvertrages 

Der BM informiert, dass die FF Utzweih-Igelsberg am 29.2.2004 um die Errichtung eines Löschteiches vis-a-vis des Wohnhauses Igelsberg 1 (Lugstein Johann) angesucht hat. Durch das LFK wurde ein Lokalaugenschein durchgeführt und die Errichtung eines gedeckten Stahlbetonbehälters mit 100 m³ empfohlen. Weiters ist der den Fraktionen zugegangene Dienstbarkeitsvertrag mit den Grundeigentümern zu beschließen. 

In der Stellungnahme LFK wurde festgestellt, dass keine ausreichende Löschwassermenge zur Verfügung steht. 

GR Franz Standl berichtet, dass die vorhandene Löschwassermenge von 50 m³ nicht ausreichend ist und daher im Einsatzfall auf Vorräte in Salzburg (z.B. Fisslthal) zurückgegriffen werden muss. Das  Ansuchen lautete auf  Errichtung eines Löschwasserbehälters von 80 m³, durch das LFK wurden jedoch 100 m³ empfohlen. 
Der BM stellt den 

A n t r a g

die Errichtung eines gedeckten Stahlbetonbehälters mit 100 m³ Fassungsvermögen und den Dienstbarkeitsvertrag lt. ANLAGE 5 zu genehmigen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24 Ja


 











  1 Enthaltung (Standl Franz)
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Beschluss des Bauprogrammes für Ortschaftswege und Gemeindestraßen 2005 bis 2007 – Genehmigung des Finanzierungsplanes.









(Gem-612-1)

Der BM verweist darauf, dass der Entwurf des Bauprogramms für Ortschaftswege 2005 bis 2007 samt Finanzierungsplan lt. ANLAGE 6 den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zur Vorberatung zur Verfügung gestellt wurde. In den Jahren 2003 und 2004 waren Mittel in Höhe von S 2,000.000.— und im Jahr 2001 Mittel in Höhe von S 1,500.000.—vorgesehen. 

VBM Muigg erläutert, dass dieser Rahmen das Bauvolumen für jedes Jahr darstellt, welches der Straßenbauausschuss verplant. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dieses Bauprogramm samt Finanzierungsplan lt. ANLAGE 6 zu genehmigen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 
25
 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

7. Wassergenossenschaft Friedburg – Ansuchen um Zuschuss für Leitungserweiterung und Elektrosteuerung

Durch die WG Friedburg wurde die Ortswasserleitung entlang der B 147 vom Objekt Lugstein Johann, Alter Markt 70 bis zum anschließenden Objekt Vietz Karl, Alter Markt 74 im Ausmaß von rund 60 m verlängert. Die Kosten hiefür belaufen sich lt. Rechnung der Fa. Enthammer, Munderfing, vom 2.8.2004 auf € 8.323,73 (ohne 2 % Skonto). 

Weiters wurde durch die WG Friedburg eine Elektrosteuerung für die Wasserversorgungsanlage eingebaut. Die Gesamtkosten hierfür betrugen € 21.493,86

Abschließend stellt der Bürgermeister den

A n t r a g

der WG Friedburg die in solchen Fällen vorgesehene Subvention in Höhe von 10 % des Rechnungsbetrages ohne MWSt = € ........... zu gewähren.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu: 25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Vereinbarung Schneeräumung Moser Josef vlg. Schlossbauer

Der BM berichtet, dass Herr Josef Berner, Gassl, aus beruflichen Gründen seine Schneeräumtätigkeit für die Gemeinde Lengau beendet hat. In der Zwischenzeit haben Verhandlungen mit Herrn Moser Josef, Teichstätt 1, stattgefunden, der die Schneeräumung entsprechend dem, den Fraktionen zugegangenen Vertrag, über MR- Service für die Gemeinde durchführen wird. 

GREM DI Thür erkundigt sich ob die Schneeräumung über den Maschinenring erfolgen muss. 

Der BM erläutert, dass durch den Maschinenring eine Garantie besteht, dass die Räumung erfolgt. Der Schneepflug wird durch die Gemeinde zur Verfügung gestellt. 

VBM Martin Muigg ergänzt, dass Herr Berner ein Gewerbe besitzt (Holzfuhrwerk). MR- Service kommt daher zum Tragen, weil für die Räumung im Ortsgebiet ein Gewerbe erforderlich ist. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

dem vorliegenden Vertrag über die Schneeräumung mit Herrn Moser Josef über MR- Service die Zustimmung zu geben. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. Grundsatzbeschluss für Familienfreundliche Gemeinde

Der BM ruft in Erinnerung, dass der Ausschuss für Soziales, Familie, Senioren und Wohnungsvergabe in seiner Sitzung am 06.05.2004 einstimmig beschlossen hat, eine familienfreundlichere Gemeinde zu gestalten. 

GR Ann Sutter hält dies für das wichtigste Projekt für die nächsten drei Jahre. Sie bedankt sich für den einstimmigen Beschluss im Ausschuss. Sie ist der Ansicht, dass jetzt der richtige Zeitpunkt für den Arbeitsbeginn bis Sommerbeginn ist. Die Förderung durch das Land beträgt 80 % bei einstimmiger Beschlussfassung. Sie ersucht um Zustimmung und um Mitarbeit. 

GR Mayer Helmut spricht sich namens der SP-Fraktion für die Errichtung einer familienfreundliche Gemeinde aus und kündigt eine einstimmige Zustimmung seiner Fraktion an. 

GV Josef Schinwald ruft in Erinnerung, dass Ideen eingebracht wurden. Er schlägt vor Prioritäten zu  setzen und die Bevölkerungsgruppen zu integrieren. Im SPES- Vortrag wurde die Frage gestellt: Warum wollen sie in der Gemeinde Lengau leben? Er ist der Ansicht, dass oft Kleinigkeiten ausschlaggebend sind und das Engagement der Bürger erforderlich ist. Er ersucht abschließend um Zustimmung. 

Der BM ergänzt, dass in der Zwischenzeit die Aufnahme in das DOSTE- Programm fixiert wurde. 

VBM Johann Weichenberger schlägt vor das Projekt Familienfreundliche Gemeinde mit DOSTE zu verbinden und seiner Ansicht nach ist eine positive Stimmung vorhanden. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

zu beschließen, dass zur nachhaltigen Verbesserung der Familien- und Kinderfreundlichkeit ein „Familienleitbild“ als Grundlage für künftige Maßnahmen der Gemeindeentwicklung erarbeitet und umgesetzt wird. Dazu werden die BürgerInnen an der Planung, Entwicklung und Umsetzung beteiligt. Im übrigen gelten die Förderrichtlinien für dieses Projekt. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

10. Auftragserteilung für Projektbegleitung „Familienfreundliche Gemeinde“ durch die SPES-Familienakademie

Der BM berichtet, dass das Angebot der SPES- Familienakademie den Fraktionen nach Einlangen zur Verfügung gestellt wurde. Der Gemeinderat sollte beschließen, dass die Leitbildentwicklung „Familienfreundliche Gemeinde“ durch die SPES- Familienakademie durchgeführt wird. 

Am  9.9.04 fand ein Gespräch mit Frau Gleis und Herrn Mader, SPES- Familienakademie, statt. Da die Gemeinde Lengau in das DOSTE- Programm aufgenommen wird, sollte auf alle Fälle eine Verknüpfung „Familienfreundliche Gemeinde“ und DOSTE stattfinden. 

GV Weber berichtet, dass er Zuhörer beim Sozialausschuss war bei dem der Vortrag SPES stattfand. Er hatte ursprünglich Befürchtungen dass gleichzeitig stattfindende Impulsveranstaltungen die Bevölkerung überfordern. Er ist froh, dass darüber Einigkeit besteht die zuständigen Personen mit dem Sozial- und Zukunftsausschuss zusammenzuführen.  

GR Ann Sutter führt aus, dass HR Danninger und Herr Mader die Situation als ideal erachten wenn mit beiden Projekten gleichzeitig begonnen wird, da auch DOSTE einen umfassenden Erneuerungsgedanken hat. Sie hat die Vernetzungspunkte optisch dargestellt und präsentiert dies anhand eines Plakates. Das Ziel soll eine familenfreundliche DOSTE sein. 

GV Josef Schinwald weist darauf hin, dass die Förderung zu 80 % durch das Land erfolgt. Seiner Ansicht nach ist die Beteiligung der Bevölkerung wichtig, nicht nur die finanziellen Mittel. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

die SPES- Familienakademie entsprechend dem Angebot Variante 2 Punkt a bis c zu beauftragen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Beschluss des Konzeptes Betreubares Wohnen 

Der BM berichtet, dass das vom Sozialausschuss ausgearbeitete Betreuungskonzept durch den SHV mit Schreiben vom 19.07.2004, Zl. SHV60-2-2004 und durch die Sozialabteilung des Landes mit E-Mail vom 10.09.2004 bis auf drei Punkte anerkannt wurde. 

Die Vergabekriterien wurden dahingehend abgeändert, dass die finanzielle Situation als Kriterium aufgenommen wurde. Die genaue Wertung wird dem Sozialausschuss überlassen. (siehe Aufnahmekriterien)

Die Tätigkeiten der Ansprechperson wurden im Betreuungsvertrag ergänzt (siehe Betreuungsvertrag) 

Die Betriebskosten für den Aufzug wurden durch die GEWOG überprüft und auf € 1,40 erhöht. 

GR Ann Sutter ist erfreut, dass diese Entscheidung positiv gefallen ist und hofft dass 2005 mit dem Bau begonnen werden kann. 

VBM Weichenberger ist der Ansicht, dass die Hausübung der Gemeinde gemacht und lobt die gute Zusammenarbeit aller Fraktionen. 

Der BM ruft in Erinnerung, dass beim Besuch von LR Kepplinger dieser festgestellt hat, dass die Hausaufgaben durch die Gemeinde gemacht wurden. Bei der Vorsprache bei LR Ackerl hat dieser empfohlen die Beurteilung durch die Sozialabteilung abzuwarten. Die Anzahl der zu genehmigenden Projekte hängt letztendlich von den Finanzausgleichsverhandlungen ab. Der BM verweist in diesem Zusammenhang auf ein Schreiben von LR Haider, dass dafür Mittel vorgesehen sind. 

GV Wolfgang Schwaiger erkundigt sich was ein realistischer Umsetzungshorizont ist. Der BM geht davon aus, wenn der Zuschlag erfolgt, mit Baubeginn Frühjahr 2005, Fertigstellung 2006 und einer Bauzeit ca. 13 Monate zu rechnen ist. Weiters sollen im Süden des Bezirkes drei Alten- und Pflegeheime errichtet werden. Durch die Gemeinde wurde Interesse daran beim SHV deponiert. 

GV Josef Schinwald findet, dass Betreubares Wohnen bereits ein erster Schritt für eine Familienfreundliche Gemeinde ist. Dadurch wird der Verbleib in der Gemeinde bis zur Pflegestufe 4 gewährleistet. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

das Betreuungskonzept in der vorliegenden überarbeiteten Form zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

12. Raumordnungsangelegenheiten – Vogetseder/Fillafer, Herbst

Änderung Nr. 1: Vogetseder Eva/Fillafer Friedrich – Beschluss einer Verordnung: 

VBM Martin Muigg berichtet, dass durch den GR ein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes eingeleitet wurde und verweist auf die eingegangenen Stellungnahmen zu diesem Umwidmungsantrag und auf den Beschluss des Bauausschusses am 02.08.2004, in welchem dieser beschlossen hat, dem Gemeinderat zu empfehlen den gegenständlichen Umwidmungsantrag abzulehnen. 

GR Thomas Ofenböck ist der Ansicht, dass sich bereits bei der Einleitung des Verfahrens die negative Stellungnahme abgezeichnet hat. Er schlägt vor mit der Firma MAFI Gespräche zu führen um eine Erweiterung zu ermöglichen und eine evt. Abwanderung des Betriebes zu verhindern. 

GR Voggenberger ruft in Erinnerung, dass bei der Erstellung des ÖEK mehrfach versucht wurde eine Lösung zu finden. Seitens des Landes konnte keine positive Stellungnahme erreicht werden. Er schlägt vor mit den Sachverständigen des Landes und der Fa. MAFI gemeinsam nach einer Lösung zu suchen. Er spricht sich gegen einen Beschluss aus der im Widerspruch zum ÖEK steht. 

GV Schwaiger erkundigt sich ob es den Tatsachen entspricht, dass die bereits errichtete Straße entlang des Schwemmbaches wieder entfernt werden muss.  

Der AL bestätigt, dass eine Vorschreibung der BH Braunau existiert nach der diese Straße zu entfernen ist.  

VBM Muigg weist darauf hin, dass im Zuge der Erstellung des ÖEK keine Vorsprache durch Fa. MAFI erfolgte.

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

den gegenständlichen Umwidmungsantrag aufgrund der überwiegend negativen Stellungnahmen der Fachdienststellen abzulehnen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24
Ja















1 Enthaltung (Fuchs Walter)

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM wird mehrheitlich genehmigt.

Änderung Nr. 2: Herbst Anna – Beschluss einer Verordnung: 

VBM Muigg verweist auf die eingegangenen Stellungnahmen zu diesem Umwidmungsantrag und erläutert die beabsichtigte Umwidmungsfläche. 

Abschließend stellt der VBM den 

A n t r a g 

folgende Verordnung zu beschließen:

Die beantragte Teilfläche des Gst.Nr. 2835/1, KG Lengau, im Ausmaß von 1.000 m² von Grünland auf Wohngebiet umzuwidmen.  

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

13. Mietvertrag Fa. InnLine für die Nutzung eines Raumes im Nebengebäude der Volksschule Schneegattern 

Der BM ruft in Erinnerung, dass die Fa. InnLine, Kabelinternet, einen Raum im Nebengebäude der Volksschule Schneegattern angemietet hat und darin die Zentrale ihres Netzes betreibt. Der Entwurf des Mietvertrages ist den Fraktionen zugegangen, in der Sitzung des Bauausschusses am 5.6.2004 positiv beurteilt, und er ersucht um Wortmeldungen dazu. 

GREM Thür vertritt die Ansicht, dass wenn keine Verschlechterung des Ortsbildes eintritt, nichts gegen die Nutzung des Raumes spricht und eine Parabolantenne stellt keine Strahlenbelastung dar. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Mietvertrag in der vorliegenden Form zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

14. Finanzierung des Neubaues des FF Zeugstätte Lengau

Der BM berichtet, dass durch die Fa. Trade-Invest, Straßwalchen, in der Sitzung des Finanzausschusses eine Leasingfinanzierung für die Errichtung der Feuerwehrzeugstätte in Lengau empfohlen wurde. Am 17.08.2004 erfolgt durch das Amt der o.ö. Landesregierung eine Überprüfung des Vorentwurfes, bei der die geschätzten Kosten in Höhe von € 830.400.—akzeptiert wurden. 

Bei der Vorsprache am 01.09.2004 bei LR Ackerl wurde festgelegt, dass die in Aussicht genommene Leasingfinanzierung durch Herrn Pöchmüller zu überprüfen ist. 

Lt. tel. Auskunft am 10.9. bzw. 13.9.2004 der Abteilung Gemeinden des Amtes der o.ö. Landesregierung (Herr Reisinger, Herr Pöchmüller, Frau Reder) wird der Gemeinde von einer Leasingfinanzierung abgeraten. Ein Vergleich der einzelnen Finanzierungsmöglichkeiten ist nicht möglich, solange die Bedarfszuweisungen durch das Land nicht feststehen. 

Durch die Abteilung Gemeinden wird in der hochbautechnischen Stellungnahme vom 17.08.2004 als nächster Schritt das Einreichprojekt mit Kostenberechnung verlangt. Daher ist das Planungsbüro Thalmeier mit der Planung zu beauftragen und die Kostenberechnung (Phase Einreichplanung) dem Land OÖ vorzulegen. 

Der BM stellt den 

A n t r a g 

die Entscheidung über die Finanzierung der Zeugstättenerrichtung zurückzustellen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

15. Änderung der Müllabfuhrgebührenordnung








(Gem-813-0)

Der BM berichtet, dass es bei der Müllabfuhr durch die Fa. Buttenhauser zu einer Indexanpassung mit 1.7.2004 gekommen ist und auch aufgrund von allgemeinen Kostensteigerungen die Müllabfuhr nicht mehr kostendeckend geführt werden kann. In der Sitzung des Finanzausschusses am 3.8.2004 wurde eine Erhöhung der Gebühren um 7 % ab 2005 empfohlen. 

VBM Weichenberger weist darauf hin, dass die Anpassung der Müllabfuhrgebührenordnung aufgrund der Forderung der BH erfolgt. Eine weitere Anhebung zu einem späteren Zeitpunkt ist erforderlich. Er tritt dafür ein die Gemeindebürger zu informieren. 

GR Thomas Ofenböck fasst zusammen dass die Gebühren für 2005 und 2006 gelten sollen. GV Wolfgang Schwaiger vertritt die Ansicht, dass die Kosten davonlaufen. Die Anpassung der Müllabfuhrgebühren beträgt 7 %, der Verbraucherpreisindex ist niedriger. Der BM erläutert, dass neben der Indexanpassung ein zusätzlicher Altlastensanierungsbeitrag eingehoben wird. 

GR Voggenberger schlägt vor bei der Bekanntgabe an die Bevölkerung darauf hinzuweisen, dass nur kostendeckend gearbeitet werden darf. 

GREM DI Thür weist darauf hin, dass mit diesen Gebühren auch die Containerplätze und das ASZ finanziert werden. BM Rippl weist darauf hin, dass die Auflassung der Containerplätze vor allen Dingen eine Frage der Ordnung ist. Durch den BAV wurden lediglich die Sammelcontainer für Kunststoff eingezogen. Der Betrieb und die Öffnungszeiten des ASZ bleibt weiterhin aufrecht. 

Der BM stellt daher den 

A n t r a g 

die Müllabfuhrgebührenordnung der Gemeinde Lengau wie folgt zu ändern: 

VERORDNUNG

des Gemeinderates der Gemeinde Lengau vom 13.09.2004 mit der die Abfallgebührenordnung der Gemeinde Lengau – Verordnung des Gemeinderates vom 07.06.2001 – geändert wird.

Aufgrund des § 34 des O.Ö. Abfallwirtschaftsgesetzes 1997, LGBl. Nr. 86/1997 wird die Abfallgebührenordnung der Gemeinde Lengau wie folgt abgeändert:

§ 2 (Höhe der Gebühr) hat zu lauten:
a) je abgeführter 90-Liter Abfalltonne

für 2-wöchentliche Entleerung .................................
€   
6,76

für 4-wöchentliche Entleerung .................................
€   
7,62

für 6-wöchentliche Entleerung .................................
€     8,55

b) je abgeführter Abfallbehälter mit 900 Liter Inhalt

für 1-wöchentliche Entleerung ..................................€   63,69

für 2-wöchentliche Entleerung ..................................€   67,73

für 4-wöchentliche Entleerung ..................................€   76,83

c) je abgeführtem Abfallsack mit 90 Liter Inhalt ..............€   7,93

Diese Verordnung tritt mit dem 01.01.2005 in Kraft.

                                                                                      Der Bürgermeister:

Angeschlagen am: 14.09.2004

Abgenommen am: 29.09.2004

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24 Ja


 











1 Enthaltung (Hans Dieter Linnerth) 
B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

16. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses über die durchgeführte Kassenprüfung vom 15.07.2004 

















(Gem-014-0) 

GR Alois Brandstötter in seiner Eigenschaft als Obmann des Prüfungsausschusses erstellt folgenden Bericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 15.07.2004:

Die Kassa wurde in Ordnung befunden. Es wurde festgestellt, dass der Kassen-Istbestand € 261.050,53 beträgt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den 

A n t r a g

den Kassenprüfungsbericht über die durchgeführte Kassenprüfung vom 15.07.2004 zur Kenntnis zu nehmen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25  Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

17. Allfälliges

Berichte des BM:

a) Einladung der Pfarre Friedburg zum Erntedankfest am 03.10.2004, um 09.00 Uhr

b) Einladung der Fa. Palfinger am 16.10.2004 ab 10.00 zum Jubiläum 20 Jahre Palfinger

c) Der BM informiert, dass die Ortsbildmesse in Hagenberg besucht werden soll. Durch das Gemeindeamt wird ein Bus organisiert. Er lädt interessierte GR-Mitglieder ein, sich beim Gemeindeamt anzumelden.  

d) Der Fahrgastbeirat hat eine Verbesserung für die BORG-Schüler in Schwöll und Lengau erricht. Die Abfahrt um erfolgt nunmehr um 06.50 Uhr und verringert daher die Wartezeit vor Schulbeginn. Die Eltern wurden, soweit bekannt, bereits informiert. 

ANFRAGEN:

e) GR Thomas Ofenböck erkundigt sich ob der Fahrgastbeirat Fortschritte für einen Taktfahrplan für das Mattigtal erzielt hat. BM Rippl berichtet, dass es diesbezüglich keine Neuheiten gibt. Er informiert über Gespräche mit zuständigen Stellen der Länder Salzburg und Oberösterreich sowie einen Termin bei LH-Stv. Haider wegen des Flachgautaktes und der 110-kV-Leitung. Der Bund hat die Subventionen von 50 auf 33 % gekürzt. 

f) GV Wolfgang Schwaiger schlägt anstelle der Sitzungstermine an verschiedenen Wochentagen einheitlich die GR-Sitzung an einem Freitag durchzuführen.  

g) GV Wolfgang Schwaiger erinnert an die Verkehrssicherheitssituation in Höcken. Bei der Veranstaltung im September mit Bsirsky und Sutrich wurden verkehrssichernede Maßnahmen unabhängig von einer weiterführung der Kobernaußer Landesstraße angekündigt. Er hat nun ein Gerücht gehört  dass Gehsteige geplant sind. BM Rippl bestätigt, dass Geländeaufnahmen Mitte Mai durchgeführt wurde. Am 28.9.2004 werden die Grundeigentümer, VBM und Fraktionsführer zu einer Besprechung mit Herrn Dick eingeladen. Die zugesagte Machbarkeitsstudie wird für Oktober/November erwartet. Diesbezüglich liegen dem Gemeindeamt derzeit keine Auskunft vor. Durch die Gemeinde wurde bei HR Bsirske interveniert. VBM Muigg vertritt die Ansicht, dass verkehrssichernde Maßnahmen unabhängig von einer Trassenfindung durchgeführt werden können. Die Planungen müssen durch Ing. Sutrich durchgeführt werden. Der Auftrag des Landes an Hr. Sutrich fehlt jedoch noch. 

h) GV Michael Weber hat an die Anwesenden Themenwegfolder ausgeteilt. Diese sollen an die umliegenden Gemeinden zur Weitergabe an die Schulen verschickt werden, da der Riese von Lengau Teil des Sachkundeunterrichtes der Volksschulen ist und einen attraktiven Wandertag für Volksschulklassen darstellt. 

i) GV Michael Weber informiert, dass die Ausstellung Kunst- und Handwerk in der Hauptschule Friedburg am 23./24.10.2004 stattfindet und lädt alle Anwesenden ein. 

j) GR Ann Sutter spricht sich ebenfalls gegen GR-Sitzungen am Donnerstag aus, da sie an diesen Tagen Nachdienst versieht. 

k) GR Ann Sutter berichtet, dass der Sozialausschuss eine Bedarfserhebung bei den 18 - 25-jährigen durchgeführt hat. Angeschrieben wurden 491 Personen. Für Startwohnungen haben 14 Personen und für  Mietkaufwohnungen 11 Personen Interesse bekundet. 

l) GR Franz Voggenberger berichtet, dass er ebenfalls wegen der Versprechungen bezüglich der Verkehhrssicherheit für Schneegattern interveniert hat. Die Aussagen von Herrn Sutrich sind seiner Ansicht nach mit Vorsicht zu genießen. Er wartet derzeit auf eine diesbezügliche Nachricht. Wenn diese nicht erfolgt, kündigt er eine Intervention bei Dr. Hochleitner, Büro LR Hiesl, an. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, bedankt sich der BM für die gute Zusammenarbeit und schließt um 21.00 Uhr die Sitzung. 

Die Sitzung dauerte 1 Stunde 30 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

